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Amtlicher Theil.
Zeine Hönigtichr Hoheit der Großherzog haben mit

Entschließung au» Greßh. Staatsminisierium vom 24 . d . M .
gnädigst geruht :

den KreiSgcrichtsrath Eduard Wüstenseld bei dem Kreis-
und Hofgerichte Mannheim zum Mitglied des dortigen Ap-
pellationssenatS , und

den Amtsrichter Johann Sengler in Mannheim zum
Kreisgerichtsrath daselbst zu ernennen;

den Oberamtsrichter Wolfinger in Donaueschingen aus
sein unterthänigstes Ansuchen in Ruhestand zu versetzen;
endlich

den Amtsrichter Franz Stehle in Walldürn nach
Säckingen zu versetzen , und

den Sekretär Karl Lederle bei dem Kreis - und Hofge¬
richt Karlsruhe zum Amtsrichter in Walldürn zu ernennen.

Nicht - Amtlicher Theil.
Telegramme.

Neu-Aork , 25 . Dez . Ein Erlaß des Präsidenten
Johnson bewilligt bedingungslosen Straferlaß nebst Wie¬
derherstellung des ihnen entzogenen Bürgerrechts allen bisher
noch nicht pardonnirten Konföderirten; es ist jedoch sehr un¬
wahrscheinlich, daß der Kongreß diesen Erlaß bestätigen
werde.

Rio de Janeiro , 2. Dez . Die Alliirten versuchten
am 15 . Nov . einen Angriff auf Villeta , wurden aber mit
cmem Verlust von 1500 Mann zurückgeschlagen . Die
brasilianische Flotte hat gleichfalls einen vergeblichen Angriff
gemacht.

Deutschland.
Karlsruhe , 25 . Dez. Mit der gestern erschienenen Bro¬

schüre „Woher die Opposition? Ein Wort von liberaler
Seite " ist der von uns eben so wenig gesuchte , als gefürch¬
tete Anlaß gegeben, näher auf die Opposition einzugehen ,
welche seit der Zusammenkunft einer größeren Anzahl von
Abgeordneten in Offenburg am 8 . Nov . gegen die Regierung
hervorzurufenversucht wird .

Hinsichtlich des äußern Verlaufs der Sache konstatiren wir
zunächst, daß nach bisher nicht widersprochenen Nachrichten
verschiedener inländischer Blätter die Broschüre von Hrn.
Lamey im Einverständniß mit den HH. Bluntschli und
Kiefer verfaßt worden sein soll. Sie ist übrigens ohne
Nennung des oder der Verfasser , und wie der oben mitge -
theilte Titel zeigt, nicht als Erklärung der Offenburger er¬
schienen , während der Kommissionsverleger des Schriftchens
dasselbe in der ebenfalls in seinem Verlag erscheinenden „ Ba¬
dischen Landeszeitung " als die „Flugschrift der Offenburger"
bezeichnet . Auch das „Programm " und das „vertrauliche
Rundschreiben "

sind , wie wir jetzt mit Bestimmtheit versichern
können, nicht in der Offcnburger Versammlung selbst versaßt
oder von deren Mitgliedern genehmigt worden , vielmehr
wissen wir, daß verschiedene Teilnehmer die Fassung des
Programms (namentlich die darin niedergelegte Verdäch¬
tigung ) und noch mehr das Rundschreiben nicht billigen. In
Folge der am Schluß der beiden Aktenstücke urkundlich aus¬
gesprochenen , aber nach der Absicht der Urheber geheim zu
haltenden Verabredung sind sodann sowohl in der „Kon-
stanzer Zeitung "

, welche gewissermaßen zum offiziellen Or¬
gan der hervorzurufendcn Opposition erklärt war , wie in an¬
dern Blättern mehr oder minder feindliche Artikel gegen die
Regierung erschienen, welche aber in ihren politischen Gesichts¬
punkten wesentlich unter einander abweichen und dem in
Offenburg zwar nach seinem materiellen Inhalt vereinbarten,
aber nicht in bestimmte Worte gefaßten Programm ein- sehr
verschiedenartige Auslegung und Anwendung geben.

Uns scheint das von den ungenannten Gegnern gewählte
Verfahren , bei welchem eine anonyme Opposition durch an¬
gesehene Namen gedeckt werden soll, während diese Namen die
anonymen Werke zu vertreten Bedenken tragen , nicht richtig ,
und wir fürchten , die Gesundheit des politischen Lebens wird
darunter leiden.

Noch haben wir , ehe wir zu dem Inhalt der Flugschrift
uns wenden, den uns aus der Veröffentlichung des „vertrau¬
lichen Rundschreibens " gemachten Vorwurf mit zwei Worten
zu widerlegen. Ein durch den Druck vervielfältigtes Schrei¬
ben , da» nicht für die Genossen einer Verabredung, sondern
für eine große Anzahl politischer Männer bestimmt ist, um sie
unter Aufgeben der bisherigen Stellung zurOpposition gegen
bie Regierung zu gewinnen , ist seiner Natur nach nicht ein
Privatbrief , den nicht zu veröffentlichen allerdings ein Gebot
des „Anstandes " wäre ; vielmehr handelt es sich hier um ein
Politisches Aktenstück , welches zu kennen Jedermann ein Recht
hat , der sich für die öffentlichen Zustände unseres Landes
iuteresstrt.

Die Broschüre beginnt mit der Versicherung , die Absicht des
begonnenen Streites sei nicht , eine Oppositionspartei zu bil¬

den , eine Versicherung , welche durch den ganzen Inhalt der
Schrift widerlegt wird.

Ueber das Programm , gegen dessen sachlichen Inhalt mit
dem in ihm selbst angedeuteten Vorbehalt nicht viel einzuwen¬
den ist , habe« wir uns schon früher so eingehend ausgespro¬
chen , daß wir um so weniger darauf zurückkommcn wollen ,
als dasselbe auch in der Brochüre nur zum Schluß kurz be¬
rührt ist. Daß die liberale Partei auch dem liberalen Mi¬
nisterium gegenüber nicht eine ministerielle Partei im engli¬
schen Sinn ist , sondern selbständig neben demselben steht, ist
eine ganz natürliche Folge unserer Verhältnisse , und war in
unserm Land nie anders, selbst nicht im Jahr 1865 , als sich
die sog . Fortschrittspartei in einen gewissen Gegensatz zu dem
Ministerium Stabcl - Lamey stellte und folgeweise das
sog . linke Centrum sich um so fester an dieses anschloß. Auch
dieses linke Centrum lehnte, und zwar mit voller Wahrheit, es
immer ab, eine ministerielle Partei im englischenSinn zu sein.

Wir wenden uns nunmehr, ohne allen einzelnen Argumen¬
tationen der Broschüre für heute zu folgen , zu den am Ende
allein entscheidenden Thatsachen , welche derRegierung zum
Vorwurf gemacht werden . Es sind die folgenden :

1) Die Art und Weise der Bildung und der Zusammen¬
setzung des gegenwärtigen Staatsministeriums . Zunächst
heben wir hervor , daß es völlig unaufgeklärt bleibt , warum
dieser nach dem Gesammtinhalt und nach den Worten der
Schrift wichtigste Punkt erst jetzt, drei Vierteljahre nach ge¬
schehener Neubildung des Ministeriums und drei Wochen,
nachdem dasselbe durch einen der anerkannten Führer des lin¬
ken Centrums vervollständigt worden , ohne ersichtlichen
Grund des früheren Schweigens oder des jetzigen Redens
hervorgezogen wird. Der in der Broschüre angeführte Grund ,
wenn die Kammer die ihr absichtlich zu Bemerkungen gebotene
Gelegenheit benützt hätte , würden sich etwaige Opponenten
dem Schein ausgesetzt haben , selbst Minister werden zu wol¬
len , ist offenbar unhaltbar ; sie hätten ja für ihre Opposition
Gründe Vorbringen müssen und würden sich eben dadurch
gegen jenen Schein geschützt haben .

Im klebrigen ist die Flugschrift in diesem Hauptpunktehöchst
unklar. Aus der einen Seite wird die allem Parlamentaris¬
mus geradezu entgegengesetzte und selbst das konstitutionelle
System auf das äußerste abschwächende Ansicht vertreten,
der Tod Mathy 's habe nur die Neubesetzung der von ihm be¬
kleideten Aemter nothwendig gemacht , und es wäre am besten
gewesen, mit der Bildung des neuen Ministeriums bis nach
dem Schluß des Landtags und nach Beendigung der Zollpar-
lamentswahlen zu warten, während auf der andern Seite der
allen Parlamentarismus überbietende Satz des Rundschrei¬
ben», über die Bildung des Staatsministeriums habe ein ver¬
ständigendes Benehmen mit der Kammermehrheit stattzufin¬
den , allerdings etwas abgeschwächt wiederholt wird ; dann
wird einmal im Sinne des parlamentarischen Systems miß¬
billigend bemerkt , die Herren Präsidenten des Handels- und
des Finanzministeriums seien nicht aus der Kammermehrheit
hervorgegangen , überhaupt nicht durch ihre politische Ver¬
gangenheit dem Volke bekannt, und gleich daneben wjrd aner¬
kannt, daß man unter unfern beschränktenStaatsverhaltnissen
sich damit begnügen müsse , wenn die Chefs der einzelnen
Ressortministerien nur nicht der von den Kammern gebillig¬
ten politischen Richtung widerstreben.

Daß die Herren v . Dusch und Ellst älter Gegner
einer liberalen Politik seien , ist nicht behauptet und kann un¬
möglich behauptet werden ; auch ist die politische Vergangen¬
heit beider Männer nichts weniger als unbekannt, wenigstens
nicht unter Denen , welche das politische Leben unseres Lan¬
des mit einiger Aufmerksamkeit verfolgt haben . Herr
v . Dusch hat in dem Ministerium Lamey mit weit grö
tzerer Selbständigkeit und Initiative , als sie bei einem bloß
ausführenden Gehilfen sich findet, die neue Verwaltungsorga¬
nisation bearbeitet und ins Leben einführen helfen ; Herr
Ellst ätter war der vertraute Gehilfe Mathy 's , auch in
den schweren Zeiten des 1 . 1866 bewährt . Beide Herren
stehen bereits seit 10 Monaten an der Spitze ihrer Ministe¬
rien . Die Broschüre hat nicht einmal den Versuch gemacht,
dem Einen oder dem Andern irgend eine Handlung oder Un¬
terlassung vorzuwerfen , welche eine illiberale Tendenz ver-
riethe . Die Besetzung des Justizministeriums hat sich län¬
gere Zeit durch hier nicht zu erörternde Schwierigkeiten ver¬
zögert . Zu der Annahme , daß Hr . v . Freydorf dasselbe
definitiv übernehmen und die auswärligen Angelegenheiten ,
die er seit 2 Jahren mit fester Konsequenz geleitet , an einen
Nachfolger abtreten werde , bat die Negierung nie den ent¬
ferntesten Anlaß gegeben. Wer sich darüber beunruhigte,
hat es sich lediglich selbst zuzuschreiben . Mit der Berufung des
Herrn Obkircher an die Spitze des Justizministeriums ist
nach dem oben über ihn Bemerkten den Forderungen des kon¬
stitutionellen Systems vollauf genügt.

Wir wollen hier darauf aufmerksam machen , daß nach' allen
im Staatsleben so entscheidenden Präzendenzfällen in unserm
Lande nie anders verfahren wurde. Als nach Ablehnung des
Konkordats das MinisteriumStabel - Lamey gebildet wurde,traten in dasselbe die der gleichen politischen Richtung , aber
nicht der Kammermehrheit ungehörigen Herren Vogelmann
und Weizel ein ; das Ministerium vervollständigte sich spä¬

ter durch Herrn v . Roggenbach , der nie vorher in der
Kammer gesessen , und an seine Stelle trat Herr v. EdelS -
heim , von welchem das Gleiche gilt. Und als im Sommer
1866Mathy ein neues Ministerium bildete, gehörten wieder
nur zwei Mitglieder desselben den Kammern an , genau so, wie
es im Frühjahr 1860 und 1868 der Fall war. Mit der Wahl
des Herrn Generals v. Beyer zum Kriegsminister scheint
die Broschüre einverstanden ; sie hebt ganz richtig die für diese
Wahl entscheidenden Gründe hervor . Eben damit widerlegt
sie aber auch selbst die Vorwürfe , welche sie wegen Ausschei¬
dens des Generals Ludwig , sowie darüber zu machen sucht,
daß — vor 10 Monaten — das Kriegsministerium einige
Tage unbesetzt war , und der Kammer der ausersehene Chef
desselben nicht angezeigt werden konnte. Der preuß . General
mußte zunächst seine Beziehungen zu seinem bisherigen Kriegs¬
herrn lösen, und ehe dies geschehen , konnte begreiflicher Weise
seine beabsichtigte Ernennung nicht veröffentlicht werden.

Was endlich das Verfahren bei der Bildung des neuen
Staatsministeriums anbelangt, so bleiben wir bei unfern frü¬
her» Ausführungen . Die Bildung eines Gesammtministe -
riums ist Gegenstand der Verhandlung mit den Betheiligten,
nicht mit der Kammermehrheit als solcher. Auch dabei müs¬
sen wir stehen bleiben , daß es konstitutionell durchaus korrekt
war, das Staatsministerium , nachdem es des leitenden Mini¬
sters durch den Tod beraubt war , als aufgelöst zu betrachten ;und es war nicht minder korrekt und durch die Achtung vor
der Kammer geboten , mit Beiseitsetzung aller Bedenken , das
neue Staatsministerium dem Landtag noch vor der Fassung
seiner letzten entscheidenden Beschlüsse anzukündigen. Wenn
die Broschüre es anstößig findet , daß die HH . Stabel und
Ludwig nicht zu dem neuen Ministerium zugezogen wurden ,
so kommt sie dadurch mit sich selbst in Widerspruch ; es ergibt
sich dies hinsichtlich des Generals Ludwig aus dem bereits
oben Bemerkten, und es geht hinsichtlich beider Herren daraus
hervor, daß die Broschüre meint , wenn (nach ihrem höchst un¬
konstitutionellen Rath) statt einer Neubildung des Staats¬
ministeriums nur die Ernennung eines neuen Vorsitzenden
erfolgt wäre , würde sich Niemand gewundert haben , wenn
beideHerren ihrerseitszurückgetretenwären . Der Vorwurfeiner
mehr als erkältendenSchroffheit gegen die beiden im Februar1868 aus dem Staatsministerium ausscheidendenhochverdien¬
ten Männer ist tatsächlich unbegründet . Die höchste Ent¬
schließung vom 12. Febr. spricht die Thatsache aus , daß das
alte Staatsministerium aufgelöst sei und bildet das neue ohne
Zuzug jener beiden Männer ; etwas Weiteres konnte sie nach
der Natur der Sache nicht enthalten . Schon am folgenden
Tag , am 13 . Febr. , sprach Se. Königl . Hoh. der GroßherzogBeiden seine vollste Anerkennung für ihre geleisteten Diensteaus und verlieh ihnen die höchsten , wohlverdienten Ehren.

Hier, wo es sichum das Staatsministeriumim Ganzen handelt ,wird der passendste Ort sein , mit einigen Worten des in dem
Rundschreiben erhobenen und in der Broschüre in den verschie¬
densten WendungenwicderkehrendenVorwurfs zu gedenken , die
Regierung suche in verletzender Weise die Kammer und deren
Einfluß zurückzuschieben. Der Vorwurf ist , man kann wohl
sagen , unmöglich . Die Kammer war nach demKmtsantritt des
jetzigen L-taatsnünisteriums nur noch zwei Tage versammelt ; sie
schied nach Erledigung aller ihrer Geschäfte in Friede und
ohne daß die geringsteKollision sich ergebenhatte. Dieunter Ver¬
antwortung der jetzigen Negierung verfaßte Thronrede sprichtin den wärmsten Worten den Dank und die Anerkennung für
die patriotischen Leistungen der Kammern aus . Seither war
nur noch der landständische Ausschuß hier versammelt ; auch
bei dieser Gelegenheit zeigte sich vollkommenes gegenseitiges
Einverständniß . Außer der Erledigung der Geschäfte be¬
sprach man sich freundschaftlich über die wünschenswerthesteArt der nahe bevorstehenden Verfassungsfeier , dieselbe nichtan einem Punkte zu konzentriren , sondern zu möglichst allsei¬
tiger Theilnahme der Bevölkerung in den einzelnen Bezirkendes Landes Festlichkeiten zu veranstalten . Die Negierung
veranlaßte demgemäß die politischen Beamten , iyrer SeitS
alle derartige Bestrebungenzu unterstützen.

Alle auf dem vorigen Landtag vereinbarten Gesetze sind
möglichst rasch und energisch in Vollzug gesetzt worden ; , man
ist , wie wir neulich schon mittheilteu , in den verschiedenen
Ministerien mit den weitern damals in Aussicht genommenen
Reformen beschäftigt ; Niemand ist darüber im Zweifel , daß
auch im Jahr 1869 , ebenso wie im Jahr 1867 der ordentliche
Landtag möglichst frühzeitig berufen werden wird.

Wir wenden uns zu den weitern , tatsächlichen Vorwürfender Broschüre.
2) Dieselbe führt (unter ungenauem Zitat von Aeußerun -

gen des verstorbenen Staatsminisiers Mathy ) an , durch
Aufrechterhaltung des Florentiner Gesandtschaftspostens über
dcn 1 . Julid . I . hinaus sei das Budget eigenmächtigüberschritten .Die Behauptung ist thatsächlich unrichtig ; der dortige Mi¬
nister-Resident bezieht seit dem 1 . Juli nur die ihm gesetzlich
zuftehende Pension aus der Staatskasse ; den Mehraufwand
haben S . K. H. der Großherzog auf Höchstihre Privatkasseübernommen. Dieses aus naheliegenden Gründen bisher nicht
veröffentlichte , aber auch nicht verheimlichteSachverhältniß
war einzelnen Theilnehmern der Offenburger Versammlung



bekannt ; anch der Verfasser der Broschüre hatte sich mit leich¬
ter Mühe darüber aufklären können .

3 ) Beschwerden gegen die Militärverwaltung .

s . Es seien mit Verletzung früherer RegierungSzusagen
sehr zahlreiche Pensionirungen von Offizieren , namentlich auch
der aus dem Unteroffiziersstand avancirten , vorgenommen
worden . Auch dieser Vorwurf ist tatsächlich uicht begründet .
Es wurden nur die im Interesse deS Dienstes nothwendigen und

solche Pensionirungen ausgesprochen , auf welche dieBetreffen -

den eineu gesetzlichen Anspruch hatten . Daß dessen ungeachtet
zahlreichere Pensionirungen als in normalen Zeiten ein¬
traten , ist eine sehr natürliche Folge des Uebergangs zur neuen

Organisation , welche ganz andere und weit höhere Ansprüche
jeder Art stellt , als bei den frühern Einrichtungen der Fall
war . Das Interesse der Militärverwaltung , welche über

Mangel an Offizieren zu klagen hat , führt sie von selbst dazu ,
mit Pensionirungen so zurückhaltend zu sein als möglich .

Auch Beförderungen früher vom Unteroffizier zum Offizier
Avancirter sind noch in neuester Zeit vorgekommen .

b . Der Beschluß der Stände über die Höhe der Offiziers¬

gagen werde durch Uebernahme einzelner preußischer Offiziere ,
welchen selbstverständlich die höheren preußischen Bezüge zuge¬
sichert werden müssen , tatsächlich lahm gelegt . Auch hier hat
die Broschüre selbst die Vertheidigung der Regierung über¬

nommen , indem sie die höheren ( preußischen ) Bezüge des

Kriegsministers und des Chefs des Generalstabes in Ord¬

nung findet , um die für die Neuorganisation des Armeekorps

unentbehrlichen Kräfte zu gewinnen . Die gleichen Gründe

rechtfertigen auch die mittlerweile eingetretene Heranziehung
eines weiteren Obcroffiziers . Durch solche Ausnahmen wird

das selbstverständlich die Regierung bindende Budget nicht

lahm gelegt ; die dadurch entstehenden ausnahmsweisen Ueber -

schreitungen wird die Regierung seiner Zeit durch die von

der Broschüre selbst angegebenen Gründe rechtfertigen .
o . Der „Hcirathskodex

" für Offiziere . Wahrscheinlich ist
die Bestimmung gemeint , daß dieselben zu ihrer Verehelichung
dienstpolizeilichcr Erlaubniß , welcher Erkundigungen über die

Verhältnisse der Braut vorangehen sollen , bedürfen . Die

fragliche Verordnung enthält materiell keine irgend nennens -

wcrthe Neuerungen ; ähnliche Bestimmungen gelten auch für

Zivilstaatsdiener seit vielen Jahrzehnden . Üebrigens geht
die ganze Verordnung auf wesentliche Erleichterung der Ver¬

heiratung von Militärpersonen .
6 . Das provisorische Gesetz über das Militärstrafrecht .

Indem wir rückhaltlos anerkennen , daß daö gestimmte Staats -

Ministerium die volle politische Verantwortung wegen Erlas¬

sung dieses Gesetzes zu tragen haben wird , halten wir das

Verfahren desselben aus folgenden Gründen für gerechtfertigt .
Daö gesammte preußische materielle und formelle Militär¬

strafrecht war in der Ersten Kammer mit wenig erheblichen
Modifikationen angenommen ; in den Kreisen der Zweiten
Kämmer stieß die Annahme auf Schwierigkeiten , theils weil

wegen Mangels an Zeit eine genaue Prüfung nicht mehr

möglich schien , theils wegen sachlicher Bedenken gegen verschie¬
dene wesentliche Bestimmungen . Andererseits mußten ein¬

zelne Vorschriften nothwendig erlassen werden , theils zum
Ersatz unentbehrlicher , mit den älteren , aufgehobenen Militär¬

gesetzen weggcfallener Bestimmungen , theils um die Ausfüh¬

rung der im klebrigen angenommenen preußischen Organi¬

sation möglich zu machen . In der betreffenden Kommission
der Zweiten Kammer wurde deßhalb von einem Mitglied der

von Niemanden widersprochene Vorschlag gemacht , den Ent¬

wurf beruhen zn lassen ; die Regierung möge durch provisori¬

sches Gesetz das Nothwendige Vorkehren . Durch diesen form¬

losen Akt ist die Kammer sicher in keiner Weise gebunden , im¬

merhin unterstützt er das Vorgehen der Negierung . Ueber -

dieS wußte die Zweite Kammer , daß einzelne Vorschriften aus

dem Gebiet des Militärstrafrechts sofort nothwendig erlassen
werden m ußten ; indem nach Ankündigung des Schlusses
des Landtages nach Erledigung aller andern Geschäfte Nie¬

mand wegen jenes Punktes - interpellirte , durfte und mußte

doch wohl die Regierung annehmen , die Kammer theile die in

ihrer Kommission geäußerte Ansicht . Aber noch mehr ; die

Kammer bewilligte -selbst in dem Militärbudget durch förm¬

lichen Beschluß Positionen , welche eine andere Einrichtung
des MilitärgertchtSwesens als die bisherige voraussetzen . Wir

denken , die Regierung wird nach allem Dem billiger Weise nur

dafür verantwortlich geinacht werden können , daß sie' in dem pro¬

visorischen Gesetz aufdasNothwendige sich beschränkte . Das

hat -sie , mit Beiseitsetzun -g manches als höchst zweckmäßig Er¬

kannten ; gethan . Das provisorische Gesetz enthält zunächst eine

Strafbestimmung gegen Deserteure , die mit Wegfall der

alten selbstverständlich nothwendig geworden war , und die

Abgrenzung der Militärgerichtsbarkeit , die aus dem gleichen
Grund unentbehrlich , überdies in dem neuen Wehrgesetz aus¬

drücklich Vorbehalten war . Durch Amrahme des preußischen

Systems wurde das Gebiet der Militärgerichtsbarkeit sehr
b e d e u t e n d eingeengt . Der größte Theil des provisorischen
Gesetzes bezieht sich auf die innere Organisation der Militär¬

gerichte , die natürlich dem übrigen Organismus entsprechen
muß ; sie war überdies nach dein bereits Bemerkten von der
Kammer durch Bewilligung des Militärbudgets in gewissem
Sinn gutgeheißen . Dazu kommt , daß die Aenderungen
wesentlich .nur formeller Art sind , da auch die ältere Einrich¬

tung der Militärgerichte nach preußischem Muster entworfen
war . Und endlich heben wir noch hervor , daß nach bisheri¬

ger Staatspraxis die Errichtung der Militärgerichte meist
durch einfache Ordres bestimmt wurde , wie , um Fälle aus
der neuesten Zeit anzuführen , die Verordn , v . 10 . März 1864
über die Behandlung der Strafsachen von Angehörigen ver¬

schiedener Truppcuthcile , und die Verordn , v . 22 . Juni 1866
über die Strafkompetenz der Commandeure während der Mo -

bilisirung beweisen . Indem die Negierung die fraglichen
Bestimmungen gegen die bisherige Uebung in das proviso¬
rische Gesetz aufnahm , hat sie sicher nicht inkonstitutioneller
als ihre Vorgänger gehandelt .

Im klebrigen werden durch daS provisorische Gesetz einige
veraltete , barbarische Strafen abgeschafft , die zumal gegen¬
über den jetzt in daö Heer aufgenommenen jungen Männern

von höherer Bildung geradezu unerträglich waren , und end¬

lich enthält dasselbe die z . Z . unpraktische , aber gegebenen

Falls selbstverständliche und sofort unentbehrliche Bestimmung ,

daß in Kriegszeiten auch Nichtmilitärs , welche auf dem

Kriegsschauplatz den Truppen durch verrätherische Handlun¬

gen Gefahr bereiten , nach zu veröffentlichender Anordnung
des Großherzogs dem Militärgerichtsstand unterworfen wer¬

den können .
4 ) Beschwerden gegen das Ministerium des Innern .

s . Der allgemeine , nicht näher präzisirte Vorwurf , die

Rechte und die Würde des Staates der erzbischöflichen Kurie

gegenüber Preis gegeben zu haben . Es scheint dabei die Be¬

setzung der Domdekansstelle in Freiburg ins Auge gefaßt zu

sein . Diejenigen , welche aus der Zulassung des jetzigen In¬

habers dieses Amtes der Regierung einen Vorwurf machen
wollen , haben denselben gegen den Vorgänger des jetzigen

Ministers des Innern zu richten , welcher dem verstorbenen

Herrn Erzbischof gegenüber anerkannt hatte , die Regierung

habe gegenüber einer Liste von vier an sich qualifizirten Kan¬

didaten nur ein beschränktes Ablehnungsrecht . Es ist z . Z . kein

Anlaß zu Erörterung der betreffenden Rechtsfrage gegeben , auf

welche wir demnach nicht eingehen . Im klebrigen sind wir der

Ansicht , daß die Würde des Staates und seines einzelnen Ver¬

treters durch die Anerkennung der Würde und der innern

Selbständigkeit der katholischen Kirche nicht beeinträchtigt
wird , und daß der jetzige Minister des Innern keine Ver¬

letzung der Rechte und der Gesetze des Staates duldet ,
davon zeugt die energische Wahrung des unbeschränkten Rccu -

sationsrechts der Regierung bei der Erzbischofswahl , dafür

berufen wir uns auf die in nnserm gestrigen Blatte mitgc -

theilte Nachricht über die Aufhebung des mit Verletzung der

Staatsgesetze errichteten Franziskanerklosters auf dem Liuden -

berg .
b . Die Versetzung der Obcrschulräthe Gr über und

Pflüger auf andere Stellen . Die Broschüre hat es unter¬

lassen , den statt ihrer in den Oberschulrath einberufenen frü¬

heren Kreisschulraih Blatz zu nennen ; mit diesem Ersatzmann

fällt in allen mit unserm Schulwesen bekannten Kreisen die

Möglichkeit weg , dem angegebenen Personenwechsel irgend eine

rückschrittliche Tendenz beizulegen . Die Gründe von Personal -

Veränderungen innerhalb eines Regierungskollegiums entzie -

heu sich begreiflich einer öffenllichcn Erörterung . Die frag¬

lichen Personalveränderungen , mit welchen zugleich der rein

sachliche Zweck verfolgt wurde , zu versuchen , ob nicht 5 tech¬

nische Mitglieder ( statt der früheren 6) im Oberschulrath ge¬
nügten , sind vor drei Vierteljahren eingetreten ; hätten die¬

selben eine der freien Fortbildung unseres Schulwesens feind¬

liche Tendenz gehabt , so hätte sich dies mittlerweile zeigen

müssen . Die Broschüre kann keine derartigen Vorwürfe er¬

heben . Die bisher zum Vollzug des Schulgesetzes erschiene¬
nen Verordnungen , meist die äußeren Verhältnisse der Schule

betreffend , entsprechen streng dem Buchstaben und dem Geist
des Gesetzes ; daö Gleiche wird sich sehr bald auch bei oem

Lehrplan und dem in Uebereinstimmung mit den Wünschen
der Zweiten Kammer in den Volksschulen obligatorisch ern -

zuführenden Lesebuch zeigen , welche so weit vorbereitet sind ,
daß sie in nächster Zeit weiteren Kreisen von Technikern zur
Begutachtung übergeben werden können .

o. Der Minister des Innern soll , „wie man behaup¬
tete "

, dafür gewirkt haben , daß ein wichtiger Beschluß der

evang . Generalsynode im Sommer 1867 ( über den Be -

kemttnißsland ) ohne offizielle Anerkennung blieb . Eine An¬

schuldigung , die mit der Formel „wie mair behauptete
" einge¬

führt und mit Nichts begründet wird , verdient keine Antwort .

Zwischen der Generalsynode vom Sommer 1867 und der

Offcnburger Versammlung liegt der fünfmonatliche Landtag
von 1867 — 68 . Während desselben ist es Niemanden einge¬
fallen , den Minister des Innern einer verfassungswidrigen
Einmischung in die inneren Verhältnisse der evang . Kirche

zu beschuldigen . Dafür , wie er die feiner Obhut air -

vertrauten Interessen der theologischen Wissenschaft ver¬
tritt , liegen offenkundige Thatsachen vor . In dem frag¬
lichen Zeitraum wurden die durch den Tod Rvthe 's und

den Wegzug Hundeshagen
' s erledigten Professuren

durch die Berufung von Gaß ( nachdem Lipsius abgelehnt
hatte ) und Hausrath in Uebereinstimmung mit den An¬

trägen der Fakultät wieder besetzt . In die gleiche Zeit fällt
daö neue Statut für das theologische Seminar in Heidelberg ,
welches ganz den Wünschen der Generalsynode entsprechend
als geschlossene, - aber , da die Trennung von der Kirche noth¬
wendig geworden war , als reine Fakultätsanstalt konstituirt
wurde .

<l . Der Fall Pierson . Or . Pierson , welcher seit eini¬

gen Jahren in Rohrbach bei Heidelberg bczw . in dieser Stadt

selbst lebt , hatte sich an die dortige theologische Fakultät mit

der Bitte gewendet , ihm Gelegenheit zu geben , sich an der Uni¬

versität zu habilitiren . Die Fakultät beantragte , ihn zum
Honorarprofessor zu ernennen , event . ihn unter Dispens von
den herkömmlichen Formalitäten als Privatdozenten zuzulassen .
Der Senat eignete sich nur den ersten Antrag an , aus welchen
sich demgemäß die späteren Verhandlungen allein beschränken .
Das Ministerium ist auf diesen Antrag nicht eingegangen .
Die wissenschaftlichen Werke Pierson

' s , von welchen keines
ins Deutsche übersetzt war , konnten in Deutschland eine

außergewöhnliche Auszeichnung für ihn nicht begründen ;
diese würde wesentlich als Auszeichnung der kirchlichen An¬

schauungen erschienen sein , welche ihn zum Austritt aus der

holländischen Kirche veranlaßt hatten . Von einer Beschrän¬
kung der Lehrfreiheit kann schon deßhalb keine Rede sein ,
weil die Frage , ob Pierson sich als Privatdozent in der

theologischen Fakultät habilitiren könne , nach dem oben Be¬
merkten gar nicht zur Entscheidung gekommen ist .

Was die Stellung des evang . Oberkirchcnrathes betrifft ,
welcher nach festem Herkommen bei Ernennung aller evaug .-

theologischen Professoren gehört zu werden Pflegt , so hat sich
derselbe in einem ersten Gutachten für , in einem zweiten
gegen Pierson ausgesprochen . Dieses zweite Gutachten
ist aus dem vollkommen freien Antrieb des Oberkirchenraths
hervorgegangen und es ist unrichtig , daß es durch einen

Druck des Staatsministers Jolly veranlaßt worden sei ;
die allerdings erst am 24 . Juni ausgefertigte Ministerial -

entscheiduug war bereits in der Sitzung vom 13 . Juni ,
eine volle Woche , ehe das zweite oberkirchenräthliche Gut¬

achten an das Ministerium -gelangt war , gefaßt worden ;
sie beruhte auf den bereits angegebenen Gründen , nachdem
der Minister offen und unmittelbar von vr . Pierson

selbst Auskunft über seine kirchliche Vergangenheit verlangt
und erhalten hatte . Dem Präsidenten des Obcrkirchenraths
wird es aber kein Verständiger verargen , daß er es für Pflicht

hielt , sich über die kirchliche Stellung eines Mannes , dessen
theologische und kirchliche Wirksamkeit zur Zeit des ersten
Gutachtens im Oberkirchenrath so gut wie unbekannt war ,
genauer zu unterrichten suchte . Wenn er sich deßhalb auch
an den Pfarrer von Rohrbach wandte , und wenn dieser
unter Anderem auch berichtete , Pierson pflege am Gottes¬

dienst nicht Theil zu nehmen , so liegt darin gewiß nichts , was
dem einen oder dem andern zum Vorwurf gereichen könnte ;
unbegreiflich ist nur . wie daraus Anklagen gegen das Mini¬

sterium gemacht werden können .
5 ) Die letzte Beschwerde ist gegen das Justizministerium

wegen Versetzung des Herrn Kiefer gerichtet . Wir halten
uns anch hier , ohne bei den sehr stark ausgewogenen Farben

zu verweilen , lediglich an den sachlichen Vorwurf , der dahin
geht , Herr Kiefer sei in einer rücksichtslosen und zumal bei

seinem ganz offenen Auftreten unmvtivirten Weise gcmaß -

regclt worden , und anch diesem Vorwurf gegenüber beschrän¬
ken wir uns auf eine einfache Geschichtserzähluug , zu wclcher
wic ermächtigt sind . Herr Kiefer machte an einem der

nächsten Tage nach der Offenburger Versammlung , welche
besuchen zu wollen er Tags zuvor seinem Chef gesagt hatte, ,
diesem Letzteren ausführliche Mitteilungen über das Ver¬

handelte und Beschlossene ; er theilte ihm namentlich den

sachlichen Inhalt des Programms , jedoch ohne die in demsel¬
ben gegen die Regierung enthaltene Verdächtigung , sowie die

Absicht der Versammelten mit , eine selbständig liberale Partei
bilden zu wollen , welche sich der Regierung nicht mehr so nahe
verbunden fühle wie bisher . Auch daß er ( Kiefer ) zu den

Führern der zu organisirendeu Partei gehöre , und zunächst
deren Korrespondenz vermitteln werde , verhehlte er nicht uird
bemerkte schließlich , er werde bei einer Kollision seiner Pflich¬
ten als Beamter mit seiner persönlichen politischen Ueber -

zeugung seine amtliche Stellung aufgeben . Dieser von Heren
Kiefer öfter auch bei andern Gelegenheiten offen bekannte Satz
hatte keine nothwendige und erkennbare Beziehung auf das in

Offenburg Geschehene . In der That lag auch in den oben

angegebenen Mittheilungen Kiese r ' s über die dortige Ver¬

sammlung kein Anlaß zu einem eventuellen Entlassungsge¬
such desselben , und der Präsident des Justizministeriums er¬
klärte , auf weitere Besprechungen eintretend , die sämmt -

lichcn Mittheilungen Kiefer
's und die angeknüpfte Unter¬

haltung , in welcher elfterer auch das Recht der Regierung zu
eventueller Versetzung wahrte , als nicht amtlich zu betrachten ,
womit Herr Kiefer einverstanden war . Nicht mitgetheilt
wurde dem Herrn Präsidenten des Justizministeriums das

Rundschreiben , beziehungsweise da dasselbe damals noch nicht
abgefaßt war , der beabsichtigte , eine direkte Opposition gegen
die Regierung involvircnde Inhalt desselben .

Diese von einzelnen Mitgliedern der Offenburger Ver¬

sammlung , darunter Hr . Kiefer , begonnene Opposition
wurde der Regierung zuerst durch die wahrscheinlich von den¬

selben vcranlaßten bekannten Zeitungsartikel , sodann durch
das Rundschreiben bekannt . Sie hat hierauf Hrn . Kiefer
sosort — und dieses Sofort war unter den gegebenen Ver¬

hältnissen nicht eine Rücksichtslosigkeit , sondern etwas Selbst¬
verständliches — aus seiner bisherigen Stellung entfernt ,
wie sie es, wenn sie den Sachverhalt früher gekannt hätte ,
schon früher gethan haben würde .

Schließlich bedarf es übrigens kaum der ausdrücklichen Her¬
vorhebung , daß die Versetzung Kiefer ' s , welche eine Folge
seines Verhaltens bei und nach derOsfenburgerVersammlung
ist , nicht zu deu Rechtfertigungsgründen der verabredeten Op¬
position gerechnet werden kann , um so weniger als die Oppo¬
nenten und vor Allein Herr Kiefer selbst den Satz nicht
bestreiten , daß ein Mann , welcher Opposition gegen ein be¬

stimmtes Regierungssystem zu machen und dieselbe sogar zu
führen gewillt ist , unmöglich in einem Politisch wichtigen Amt
unter der betreffenden Regierung verbleiben kann .

Wir haben eine frühere ausführliche Besprechung der mit
der Offenburger Versammlung in Verbindung stehenden Vor¬

gänge mit der Frage geschlossen : Woher die Opposition ? Wir

finden diese Opposition anch jetzt , nachdem wir die Antwort

gelesen , nicht , am wenigsten vom national - liberalen Stand¬

punkt aus , gerechtfertigt .

Berlin , 26 . Dez . ( Köln . Ztg .) Die Unterzeichner des

Pariser Friedens haben sich über die von Preußen angeregte
Spezialkonfereuz wegen des türkisch -griechischen Streites

verständigt . Diese wird zu Paris in den ersten Tagen des

Januar , voraussichtlich den 2 . Januar , zusammentretcn .

Frankreich erläßt die offiziellen Einladungen . Au der Zu¬
stimmung der Türkei wird keineswegs gezweifelt .

Gutem Vernehmen nach wird derspanische Gesandte
auch in London von derKönigin offiziell empfangen werden .

^ österreichische Monarchie . ,
PP Wien , 25 . Dez . Auch heute noch - keine Entscheidung

ob die Konfcreuz und eventuell auf welcher Grundlage sie

zu Stande kommt . Viel weniger ist also schon der Ort der

Konferenz und der Tag ihrer Eröffnung festgesetzt .

Vermischte Nachrichten .
— Unfall . Am Donnerstag Abend ereignete es sich , daß der

Postwagen in der Nähe von Gutenbach durch eint 60 Schuh lange,

stürzende Tanne am hintern Theil getroffen wurde, ohne daß die Rei¬

senden oder der Wagen Schaden erlitten . Dagegen wurde der Con-

ducteur nicht unerheblich verletzt . (Frbzr . Ztg.)

Leranlwvriluher rliedatteur:
vr . I . Herrn. Kroenlcin .
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